
hat ausschließlich vom Standpunkt der Gesetzlichkeit 
zu urteilen.
3. Da die Gesetzlichkeitsaufsicht als Teil der einheit­
lichen staatsanwaltschaftlichen Aufsicht dazu berufen 
ist, einen Beitrag zur Gewährleistung der einheitlichen 
Auffassung und Anwendung der Gesetze im ganzen 
Staatsgebiet zu leisten, müssen die entscheidenden 
Planaufgaben zentral festgelegt werden. Eigene Plan­
aufgaben der Staatsanwälte der Bezirke und Kreise 
sind auch in der Gesetzlichkeitsaufsicht möglich. Sie 
sind vor allem dann notwendig, wenn sich, aus der 
Analyse des Zustandes der Gesetzlichkeit (z. B. anhand 
von Strafverfahren, Eingaben der Bürger) der Verdacht 
auf Ungesetzlichkeiten in einem bestimmten Bereich er­
gibt. Die zentralen Aufgaben haben jedoch Vorrang, 
und ihre Lösung ist unbedingt zu sichern.

Probleme der Plandurchführung

Eine wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche Plan­
durchführung ist das richtige Verständnis des Grund­
anliegens einer planmäßigen, auf bestimmte Schwer­
punkte konzentrierten Gesetzlichkeitsaufsicht. In den 
ausgewählten, im Plan bestimmten Bereichen ist es zu 
den festgelegten Fragen aus gesamtgesellschaftlichen 
Erfordernissen unumgänglich, den zentralen Einfluß zur 
unbedingten Gewährleistung der strikten Einhaltung 
der Gesetze und anderer Rechtsvorschriften der DDR 
stärker zur Geltung zu bringen und dazu die Mittel 
der Gesetzlichkeitsaufsicht einzusetzen.
Die Durchführung der zentralen Planaufgaben erfor­
dert überall, einheitlich vom Kreis bis in die Zentrale 
auf spürbare Veränderungen hinzuwirken, um unge­
setzliche Verhaltensweisen und ideologische Fehlhaltun­
gen zur Gesetzlichkeit auf dem jeweiligen Gebiet zu 
überwinden. Das ist Pflicht jedes Staatsanwalts. Plan­
aufgaben bedeuten für die Leitungstätigkeit in den Or­
ganen der Staatsanwaltschaft, daß die Voraussetzungen 
zu schaffen sind, um die Planaufgaben durchzuführen 
und die angestrebten Ergebnisse zu erreichen. „Fehl­
meldungen“ dürfen nicht in Kauf genommen werden.

Zur Erschließung der Quellen 
der Gesetzlichkeitsaufsicht

Die Fortschritte in der Ausübung der Gesetzlichkeits­
aufsicht hängen auch damit zusammen, daß alle ge­
eigneten und ohne größeren Aufwand zugänglichen 
Quellen (vgl. § 38 StAG) ausgeschöpft werden, um Ver­
letzungen der Gesetzlichkeitsaufsicht zu erkennen. Das 
trifft insbesondere auf die Lösung der Planaufgaben 
zu.
Der höchste Anteil der Maßnahmen der Gesetzlichkeits­
aufsicht folgt aus Ermittlungsverfahren. Jedoch wird 
bei weitem noch nicht allen sich daraus ergebenden An­
haltspunkten für Gesetzesverletzungen nachgegangen. 
Beispielsweise werden Ermittlungsverfahren gegen un­
bekannte Täter und vorläufig eingestellte Ermittlungs­
verfahren wegen Straftaten zum Nachteil sozialistischen 
Eigentums nicht überall als mögliche Quelle für Maß­
nahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht genutzt. Der Staats­
anwalt der Stadt Dresden konnte nach einer Überprü­
fung derartiger Verfahren eine Reihe von Maßnahmen 
der Gesetzlichkeitsaufsicht ergreifen. Der Staatsanwalt 
des Kreises Niesky informiert über seine aus Ermitt­
lungsverfahren folgenden Maßnahmen der Gesetzlich­
keitsaufsicht und deren Ergebnisse das Untersuchungs­
organ. Dadurch wird die Aufmerksamkeit der Unter­
suchungsführer auf diese Probleme gelenkt und ihre 
Aktivität gefördert. Diese Methode sollte generell ange­
wendet werden, wenn der Staatsanwalt, von Feststel­
lungen anderer Organe ausgehend, Maßnahmen der 
Gesetzlichkeitsaufsicht ergreift.

Berichte und Analysen von Kontrollorganen sind auch 
dann wertvoll für die Gesetzlichkeitsaufsicht, wenn dar­
aus kein Untersuchungsverlangen, Protest oder Hinweis 
mehr abgeleitet werden kann, weil das Kontrollorgan 
Auflagen zur Beseitigung von Gesetzesverletzungen er­
griffen hat, die befolgt wurden. Mitunter wird es aber 
unterlassen, gegen die Schuldigen die gesetzlichen Sank­
tionen anzuwenden und sie zur Verantwortung zu zie­
hen, obwohl Art und Schwere der Gesetzesverletzung 
dies eigentlich erfordern. Insoweit bieten sich Möglich­
keiten für die Gesetzlichkeitsaufsicht.
Bei der Durchführung von Schwerpunktaufgaben sind 
auch betriebliche Untersuchungsberichte über Schäden, 
Inventur- und Verlustprotokolle, Rapporte der Volks­
polizei, Beschlüsse und Protokolle der Konfliktkommis­
sionen, Entscheidungen des Staatlichen Vertragsgerichts, 
Berichte der Staatlichen Versicherung und dgl. genutzt 
worden. Das ist richtig; jedoch muß der mögliche Infor­
mationsgehalt derartiger Materialien vorab eingeschätzt 
werden, um keine Papierflut zu organisieren. Im Be­
zirk Suhl wurden im Ergebnis der Zusammenarbeit mit 
der Staatlichen Versicherung aus der Kenntnisnahme 
von Anträgen auf Schadensregulierung Gesetzesverlet­
zungen zum Nachteil des sozialistischen Eigentums in 
Betrieben aufgedeckt. Sie führten zu Untersuchungsver­
langen, Protesten, Hinweisen und zur Geltendmachung 
der persönlichen Verantwortlichkeit.
Positive Auswirkungen haben auch gezielte Informa­
tionsgespräche mit Hauptbuchhaltern, Justitiaren, Schöf­
fen, Mitgliedern gesellschaftlicher Gerichte und mit an­
deren Werktätigen, die sachkundige Auskünfte über die 
den Staatsanwalt interessierenden Probleme geben kön­
nen. Diese Methode fördert zugleich die bewußte Mit­
wirkung der Werktätigen an der Gesetzlichkeitsaufsicht, 
speziell bei der Aufdeckung von Gesetzesverletzun'gen, 
und trägt dazu bei, die Bereitschaft der Werktätigen 
zu unterstützen, aktiv für die Festigung der Gesetzlich­
keit zu wirken.
Eigene Untersuchungen als wirksame Methode 
der Gesetzlichkeitsaufsicht

Eigene Untersuchungen der Staatsanwälte an Ort und 
Stelle sind eine Methode der Gesetzlichkeitsaufsicht, 
die sich als positiv und ausbaufähig erwiesen hat.
Die Analyse der Praxis legt den Schluß nahe, daß es 
zur effektiven Lösung von Planaufgaben grundsätzlich 
eigener Untersuchungen der Staatsanwälte bedarf, ohne 
daß sie in jedem Kreis gleichermaßen geführt werden 
müßten. Die Untersuchungsbefugnis des Staatsanwalts 
ergibt sich aus der Aufgabenstellung der Staatsanwalt­
schaft, über die strikte Einhaltung der Gesetze und an­
deren Rechtsvorschriften der DDR zu wachen, und aus 
den diese Aufgabe konkretisierenden Festlegungen in 
§ 37 StAG.
Bisherige eigene Untersuchungen vermitteln folgende 
Erfahrungen:
1. Der Untersuchungsgegenstand sollte möglichst eng 
gehalten werden. Bei der Planung sind die zu unter­
suchenden Rechtsprobleme und die Art und Weise der 
Durchführung exakt auszuarbeiten. Breit angelegte Un­
tersuchungen sind mit einem großen Aufwand verbun­
den, begünstigen Oberflächlichkeiten und die Einmi­
schung in Zweckmäßigkeitsfragen. Unkonkrete Ergeb­
nisse, die nicht geeignet sind, Veränderungen herbei­
zuführen, beruhen meist darauf.
2. Die Auswahl der Objekte setzt ein gründliches Stu­
dium vorhandener und erreichbarer Materialien voraus. 
Es muß eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür vorliegen, 
daß Verletzungen der Gesetzlichkeit aufgedeckt wer­
den.
3. Die zu untersuchenden Probleme müssen von den
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